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Antrag 1 an die 173. Vollversammlung der AK Wien 

 

Die 173. Vollversammlung der AK Wien setzt sich für die Betreuung der PatientInnen im 

Krankenanstaltenverbund Wien mit der Forderung nach einem verpflichtenden 

Personalschlüssel mit hochqualifizierten Pflegekräften, die gute Arbeitsbedingungen und eine 

gerechte Entlohnung vorfinden, ein. 

 

Begründung: 

Der Pflegenotstand im Wiener Krankenanstaltenverbund hat seinen Grund nicht nur in der 

Schwierigkeit des Berufes, sondern in den Arbeitsbedingungen und den Einsparungen in allen 

öffentlichen Bereichen der Daseinsvorsorge. Nicht umsonst ist die Fluktuation der Arbeitskräfte im 

Pflegebereich sehr groß. Wenn allein Wien laut Medienberichten 9.000 zusätzliche Pflegekräfte bis 

2030 braucht, so stellt sich die Frage: Wo werden diese ausgebildet und welche Arbeitsbedingungen 

finden diese vor?  

 

Laut Berechnungen dürfte schon in den nächsten 5 Jahren im gehobenen Dienst (FH-Absolventen 

oder diplomierte Krankenpfleger) ein Mangel eintreten, dies betrifft auch die Spitäler. Der 

derzeitige Plan ist es, dort kostensparend - auch in Spezialbereichen - hochqualifiziertes durch 

geringer ausgebildetes und damit billigeres Personal zu ersetzen. Die Ausbildungsreform in der 

Pflege bringt fast nur Verschlechterungen: weniger gut ausgebildetes Personal am Bett und die 

ExpertInnen vor dem Computer, die dort Pflege planen und teilweise ohne Rückversicherung für 

die richtige Durchführung einstehen, sowie ärztliche Tätigkeiten übernehmen. Und wenn – wie so 

oft – Personalnot herrscht, dann sollen sie auch noch bei der Pflege am Bett mithelfen. 

 

Die Zahl der behandelten PatientInnen in den Krankenanstalten der Stadt Wien steigt kontinuierlich, 

während die Zahl der Betten – oft auch verschleiert durch „Umstrukturierungen“ - seit Jahren sinkt. 

Die Betreuung der PatientInnen wird dabei immer anspruchsvoller, da die Menschen immer 

multimorbider, also immer kränker, werden. Zudem wächst die Stadt Wien noch weiter. Gangbetten 

auf den Stationen werden als normal definiert, wenn sie nur für eine Nacht existieren, denn dann 

sind sie ja nur ein Organisationsproblem (lt. Gesundheitsstadtrat Hacker) – für das Personal stellen 

sie jedoch einen Überstand dar, der zusätzliche – nicht im Personalplan vorgesehene - Arbeit 

schafft. 
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Gerade in der Pflege benötigt es MitarbeiterInnen, die ihren Beruf gerne ausüben. Dazu braucht es 

bessere Arbeitsbedingungen und mehr finanzielle Mittel. Die Stadt Wien kann und muss als 

öffentlicher Dienstgeber im KAV eine Vorbildwirkung bei den Arbeitsbedingungen und der 

Ausbildung der Pflegekräfte im intramuralen Bereich wahrnehmen. Eine Ausgliederung des KAVs 

mit einem „modernen Personalmanagement“ – was weitere Einsparungen bedeutet und eine quasi-

Vorstufe zur Privatisierung darstellt, ist abzulehnen. 

 

Im Übrigen ist eine deutliche Arbeitszeitverkürzung in Richtung einer 30-Stunden-Woche bei 

vollem Lohn- und Personalausgleich auch im Pflegebereich schon seit langem fällig! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 2 an die 173. Vollversammlung der AK Wien 

 

 

Nein zu Aufrüstung und der weiteren Aushöhlung der Neutralität! 
 

Unser Heer 2030, lautet der Titel eines Berichtes des Verteidigungsministers der aktuellen 

Beamtenregierung. Der Bericht stellt unter anderem fest: „Das neutrale Österreich ist als Mitglied 

der Europäischen Union aktuell von stabilen Staaten umgeben. […] Ein überwiegend konventionell 

geführter militärischer Angriff ist derzeit daher nicht zu erwarten.“ 

Laut derzeitigem Budgetpfad soll das Budget des Bundesheeres im Jahr 2022 2,2 Milliarden Euro 

betragen. Geht es nach den Vorstellungen, der nunmehrigen, nicht durch Wahlen legitimierten 

Regierung, soll dieses dennoch mehr als verdoppelt werden. Bis 2030 ist ein Anstieg auf 5,6 

Milliarden Euro und damit eine Anhebung auf ein Prozent des BIP geplant. 

 

Aufrüstung als Wirtschaftspolitik! 

 

Bisherige Gepflogenheiten – größere Beschaffungsvorgänge über ein Sonderinvestitionsprogramm 

abzuwickeln – lehnt der Bericht ab. Mit der drastischen Budgetsteigerung soll es zu einem 

Aufrüstungsautomatismus kommen. Politische Verantwortungsträger sollen sich zukünftig nicht 

mehr für Rüstungsausgaben rechtfertigen müssen, während in vielen anderen Bereichen der 

Sparstift angesetzt wird. 

Aufrüstung wird als wirtschaftspolitische Maßnahme begriffen. Es wird mit der gleichmäßigen 

Auslastung der Produktionskapazitäten der Rüstungsindustrie argumentiert und vor den negativen 

volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer Unterdotierung gewarnt. 

Dabei gäbe es in Zeiten des Klimawandels und zahlreicher anderer Probleme dutzende sinnvolle 

Investitionsmöglichkeiten.  

 

Ziel: Gänzliche Abschaffung der Neutralität! 

 

Obwohl im Bericht an mehreren Stellen auf die österreichische Neutralität verwiesen wird, wird 

diese in den Planungen des Ministers geradezu mit Füßen getreten. 

Der Minister der Übergangsregierung sieht sich der gemeinsamen Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik der EU nicht nur verpflichtet, sondern es auch als Ziel an, 

„verteidigungspolitische“ Initiativen der EU glaubwürdig voranzutreiben und aktiv mitzugestalten. 

Hierzu soll an Projekten der europäischen militärischen Fähigkeitsentwicklung teilgenommen 

werden. Österreich soll den Kern einer Landbrigade für Auslandseinsätze bereithalten und einen 

Beitrag zu einer sich entwickelnden gemeinsamen „Verteidigung“ der EU leisten. 

Neben dem Schutz Österreichs definiert Minister Starlinger die Stabilisierung des Westbalkans, den 

Außengrenzschutz der EU, die Sicherung der Gegenküste Nordafrikas, sowie noch weitergehend 

bis zum Subsahara-Afrika die Stabilisierung des eurostrategischen Umfeldes als Zielsetzung. Dabei 

wird explizit auch auf die Sicherung wirtschaftlicher Interessen Österreichs hingewiesen. 

Es verwundert daher wenig, wenn im verteidigungspolitischen Risikobild für die Sicherheit 

Österreichs – wohlgemerkt einem Binnenstaat – ein maritimer Konflikt mit China mit einer 

Eintrittswahrscheinlichkeit von 25 % erwähnt wird. 

 

Nein zur Militarisierung! 
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Als weitere Bedrohungsszenarien werden unter anderem der rapide Klimawandel aber auch eine 

europäische Bankenkrise ausgemacht. Probleme, deren Ursachen in einem fehlgeleiteten 

Wirtschaftssystem liegen. Der Minister liefert keine Antwort warum beispielsweise der rapide 

Klimawandel im Rahmen der „Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ zu behandeln sein soll.  

 

 

Die 173. Vollversammlung der AK Wien fordert daher die österreichische 

Bundesregierung dazu auf, die verfassungsmäßig verankerte Neutralität nicht weiter 

auszuhöhlen bzw. keinesfalls durch die Hintertür abzuschaffen sowie jegliche 

Aufrüstungsbemühungen, die mit der österreichischen Neutralität nicht vereinbar 

sind, zu unterlassen. Zudem wird die Bundesregierung dazu aufgefordert, sich den 

angesprochenen Problemen wie Klimawandel, Migration, Bankenkrise auf eine 

angemessene nichtmilitärische Weise anzunehmen, die die Ursachen der Probleme im 

Einklang mit den Menschenrechten löst und von der Verdoppelung des Budgets des 

österreichischen Bundesheeres bis 2030 abzusehen. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  
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Antrag 3 an die 173. Vollversammlung der AK Wien 

 

Die 173. Vollversammlung der AK Wien setzt sich nach wie vor für eine deutliche 

Arbeitszeitverkürzung in Richtung einer 30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und 

Personalausgleich ein und setzt sich mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln für die 

Abschaffung der vor kurzem beschlossenen Regelungen zum 12-Stunden-Tag und zur 60-

Stunden-Woche ein.  

 

Begründung: 

 

Österreichs Vollzeitbeschäftigte haben 2018 im Durchschnitt 41,2 Stunden pro Woche gearbeitet – 

zudem wurden im selben Jahr 255 Millionen Mehr- und Überstunden geleistet. Gleichzeitig 

befinden sich viele, insbesondere Frauen, oftmals unfreiwillig in Teilzeit, obwohl sie lieber ganztags 

arbeiten würden. Arbeitslosigkeit ist die teuerste – und krank machende – Form der 

Arbeitszeitverkürzung.  

Lange Arbeitszeiten machen ebenfalls krank – fast 40 % der Beschäftigten geben an, immer oder 

häufig unter Zeitdruck zu arbeiten. Zudem fördert der 12-Stunden-Tag die traditionelle 

Arbeitsteilung, weil es unmöglich ist, Kinderbetreuung oder Pflege mit einem 12-Stunden-Tag oder 

einer 60-Stunden-Woche zu vereinbaren.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrstimmig  

 
 


